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24.
Gesetz

über eine Änderung des Landes- und Hypothekenbank-Gesetzes

Der Landtag hat beschlossen:

Das Landes- und Hypothekenbank-Gesetz,
LGBl.Nr. 17/1996, wird wie folgt geändert:

1. Der § 14 lautet:

„§ 14

(1) Das Land kann für einzelne Verbindlich-
keiten der Vorarlberger Landesbank-Holding
und der Vorarlberger Landes- und Hypotheken-
bank Aktiengesellschaft zeitlich befristete und
betragsmäßig beschränkte Haftungen als Aus-
fallsbürge gemäß § 1356 ABGB im Falle ihrer
Zahlungsunfähigkeit gegen ein marktgerechtes
Haftungsentgelt übernehmen, sofern dies mit
dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ist. Solche
Beschlüsse bedürfen der Zustimmung des Land-
tages.

(2) Das Land darf für andere als im Abs. 1
und § 16 genannte Verbindlichkeiten der Vor-
arlberger Landesbank-Holding und der Vorarl-
berger Landes- und Hypothekenbank Aktien-

gesellschaft keine Haftung übernehmen.“

2. Der § 16 lautet:

„§ 16
Übergangsbestimmungen

(1) Das Land kann die Haftung für folgende
Verbindlichkeiten der Vorarlberger Landesbank-
Holding und der Vorarlberger Landes- und
Hypothekenbank Aktiengesellschaft als Aus-
fallsbürge gemäß § 1356 ABGB im Falle ihrer
Zahlungsunfähigkeit übernehmen:
a) Verbindlichkeiten, die vor dem 3. April

2003 begründet sind;
b) Verbindlichkeiten, die in der Zeit vom

3. April 2003 bis 1. April 2007 begründet
sind und deren Laufzeit nicht über den
30. September 2017 hinausgeht.
(2) Beschlüsse über die Haftung des Landes

gemäß Abs. 1 bedürfen der Zustimmung des
Landtages und sind im Landesgesetzblatt kund-
zumachen.“

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r
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25.
Landtagsbeschluss

über die Haftung des Landes Vorarlberg für Verbindlichkeiten der Vorarlberger
Landesbank-Holding und der Vorarlberger Landes- und Hypothekenbank Aktiengesellschaft

Der Landtag stimmt dem folgenden Beschluss
der Landesregierung vom 23. Dezember 2003 zu:

„§ 1

(1) Das Land Vorarlberg haftet als Ausfallsbür-
ge gemäß § 1356 ABGB für Verbindlichkeiten der
Vorarlberger Landesbank-Holding im Falle ihrer
Zahlungsunfähigkeit, sofern diese Verbindlichkeiten
a) vor dem 3. April 2003 begründet sind, oder
b) in der Zeit vom 3. April 2003 bis 1. April 2007

begründet sind und ihre Laufzeit nicht über den
30. September 2017 hinausgeht.
(2) Das Land Vorarlberg haftet als Ausfalls-

bürge gemäß § 1356 ABGB für Verbindlichkeiten
der Vorarlberger Landes- und Hypothekenbank
Aktiengesellschaft im Falle ihrer Zahlungsunfähig-
keit, sofern diese Verbindlichkeiten
a) vor dem 3. April 2003 begründet sind, oder
b) in der Zeit vom 3. April 2003 bis 1. April 2007

begründet sind und ihre Laufzeit nicht über den
30. September 2017 hinausgeht.

Diese Haftung für Verbindlichkeiten der Vorarl-
berger Landes- und Hypothekenbank Aktiengesell-

schaft steht unter der Bedingung, dass zunächst die
Haftung der Vorarlberger Landesbank-Holding
gemäß § 8 des Landes- und Hypothekenbank-Ge-
setzes, LGBl.Nr. 17/1996, in Anspruch genommen
wird.

(3) Bei der Ermittlung des Umfangs der Ver-
bindlichkeiten, für die das Land Vorarlberg nach
den Abs. 1 und 2 haftet, sind erfolgte Auszahlun-
gen zu Lasten der zuerst einbezahlten Beträge zu
berücksichtigen.

§ 2

Der Beschluss der Landesregierung vom
28. November 1995 über die Haftung des Landes
Vorarlberg für die Verbindlichkeiten der Vorarl-
berger Landesbank-Holding und der Vorarlberger
Landes- und Hypothekenbank Aktiengesellschaft
wird aufgehoben. Der Landtagsbeschluss über die
Haftung des Landes Vorarlberg für die Verbind-
lichkeiten der Vorarlberger Landesbank-Holding
und der Vorarlberger Landes- und Hypotheken-
bank Aktiengesellschaft, LGBl.Nr. 18/1996, tritt
somit außer Kraft.“

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

26.
Gesetz

über eine Änderung des Jugendgesetzes

Der Landtag hat beschlossen:

Das Jugendgesetz, LGBl.Nr. 16/1999, wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 7 Abs. 5 lit. c wird folgende Wortfolge
angefügt: „oder seiner Stellvertreter“.

2. Im § 17 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „zum
Konsum durch Personen dieser Altersgruppe“.

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r
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27.
Gesetz

über eine Änderung des Pflichtschulzeitgesetzes

Der Landtag hat beschlossen:

Das Gesetz über die Unterrichtszeit an den
öffentlichen Pflichtschulen (Pflichtschulzeitgesetz),
LGBl. Nr. 31/1998, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „oder aus
im öffentlichen Interesse gelegenen“.

2. Der § 3 Abs. 4 lautet:
„(4) Bei Vorliegen von Gründen, die im

öffentlichen Interesse liegen, kann die Landes-
regierung die unumgänglich notwendige Zeit
durch Verordnung schulfrei erklären.“

3. Im § 3 wird der bisherige Abs. 4 als Abs. 5
bezeichnet.

4. Dem § 3 wird folgender Abs. 6 angefügt:
„(6) Wenn die Landesregierung nach Abs. 4

aus im öffentlichen Interesse gelegenen Grün-
den schulfrei erklärt, hat sie durch Verordnung
zu bestimmen, dass die entfallenden Schultage
durch Verringerung der im Sinne der Abs. 1
und 2 sowie des § 4 schulfrei erklärten Tage
oder auch durch Verkürzung der Hauptferien
einzubringen sind. Die im Abs. 1 lit. a genann-
ten Tage, der 1. und 6. Jänner, die letzten drei
Tage der Karwoche, der Ostermontag, Pfingst-
montag sowie der 24., 25., 26. und 31. De-
zember müssen jedoch schulfrei bleiben. Die
Hauptferien dürfen zu diesem Zweck um nicht

mehr als zwei Wochen verkürzt werden.“

5. Der § 5 Abs. 1 lautet:
„(1) Die durch den Lehrplan bestimmte Ge-

samtwochenstundenzahl ist möglichst gleich-
mäßig auf die einzelnen Tage der Woche auf-
zuteilen. Die Zahl der Unterrichtsstunden an
einem Schultag darf einschließlich allfälliger
Freigegenstände und unverbindlicher Übungen,
eines Förderunterrichtes sowie anderer Zusatz-
angebote (Schulversuche) für Schüler der Vor-
schulstufe sowie der ersten bis vierten Schul-
stufe höchstens sechs, für Schüler der fünften
Schulstufe höchstens sieben, für Schüler der
sechsten bis achten Schulstufe höchstens acht
sowie für Schüler der neunten Schulstufe
höchstens neun betragen; für Schüler der Vor-
schulstufe sowie der ersten und zweiten Schul-
stufe darf die Zahl der Unterrichtsstunden am
Vormittag fünf nicht überschreiten. Für Schüler
der ersten fünf Schulstufen kann das Klassen-
forum in begründeten Fällen die Zahl der
Unterrichtsstunden an einem Schultag um eine
Stunde unverbindliche Übung oder um eine
halbe Stunde Förderunterricht erhöhen. Für
Schüler der sechsten bis achten Schulstufe kann
das Klassenforum die Zahl der Unterrichtsstun-
den an einem Schultag mit höchstens neun fest-
setzen, wenn dies mit Rücksicht auf Fahrschü-
ler oder aus anderen wichtigen Gründen, die bei
der Stundenplangestaltung nicht berücksichtigt
werden können, notwendig ist.“

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r
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28.
Gesetz

über eine Änderung des Grundverkehrsgesetzes

Der Landtag hat beschlossen:

Das Grundverkehrsgesetz, LGBl.Nr. 29/2000,
in der Fassung LGBl.Nr. 58/2001, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 entfällt die lit. b; die bisherige
lit. c wird als lit. b bezeichnet.

2. Der § 1 Abs. 3 lit. b entfällt.

3. Im § 1 Abs. 3 werden die bisherigen lit. c und d
als lit. b und c bezeichnet. In der nunmehrigen
lit. c wird nach der Wortfolge „Recht der Euro-
päischen Union“ die Wortfolge „oder aufgrund
staatsvertraglicher Verpflichtungen“ eingefügt.

4. Der § 2 Abs. 3 und 4 lautet:
„(3) Als Landwirt gilt,

a) wer einen landwirtschaftlichen Betrieb al-
lein oder zusammen mit Familienangehöri-
gen oder mit den darüber hinaus allenfalls
erforderlichen landwirtschaftlichen Dienst-
nehmern bewirtschaftet oder

b) wer nach Erwerb eines landwirtschaftlichen
Betriebes oder von landwirtschaftlichen
Grundstücken im Sinne der lit. a tätig sein
will und die dazu erforderlichen Fähigkeiten
besitzt.
(4) Ein landwirtschaftlicher Betrieb ist jede

selbständige wirtschaftliche Einheit, mit der
landwirtschaftliche Grundstücke bodenabhän-
gig bewirtschaftet werden und die geeignet ist,
zum Lebensunterhalt des Bewirtschafters bzw.
seiner Familie beizutragen (Voll-, Zu- oder
Nebenerwerbsbetrieb).“

5. Im § 2 werden die bisherigen Abs. 4 bis 6 als
Abs. 5 bis 7 bezeichnet.

6. Der § 3 Abs. 3 lautet:
„(3) Soweit sich aus staatsvertraglichen Ver-

pflichtungen ergibt, dass Personen gleich wie
Inländer zu behandeln sind, gelten die Rege-
lungen über den Grunderwerb durch Ausländer
nicht.“

7. Im § 3 wird der bisherige Abs. 3 als Abs. 4
bezeichnet.

8. Nach dem § 4 wird folgender § 4a eingefügt:

„§ 4a
Erwerb durch Nicht-Landwirte,

Bekanntmachung

(1) Ein Rechtserwerb an einem landwirt-
schaftlichen Grundstück mit einem Flächen-
ausmaß von mehr als 0,1 ha ist, sofern der Er-
werber nicht Landwirt ist, nach den Abs. 2
und 3 bekannt zu machen. Davor darf er nicht
genehmigt werden.

(2) Der Vorsitzende der Grundverkehrs-
Landeskommission hat unverzüglich
a) die Bekanntmachung durch die Gemeinde

(Abs. 3) zu veranlassen;
b) den Landwirt, der das Grundstück zuletzt

bewirtschaftet hat, schriftlich vom Rechts-
erwerb zu verständigen.
(3) Der Bürgermeister der Gemeinde, in der

das betroffene Grundstück liegt, hat den Rechts-
erwerb durch Anschlag an der Amtstafel ohne
unnötigen Aufschub bekannt zu machen. Die
Bekanntmachungsfrist beträgt einen Monat.
Auf die Möglichkeit einer Mitteilung nach
Abs. 4 ist hinzuweisen.

(4) Ist ein Landwirt bereit, das Recht zum
ortsüblichen Preis zu erwerben, kann er dies
während der Bekanntmachungsfrist dem Vor-
sitzenden der Grundverkehrs-Landeskommis-
sion schriftlich mitteilen. Mit der Mitteilung hat
er nachzuweisen, dass er zum Rechtserwerb in
der Lage ist und sein Betrieb einer Aufstockung
bedarf.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht, wenn der
Rechtserwerb
a) gemäß § 5 Abs. 1 lit. c oder Abs. 3 zu ge-

nehmigen ist;
b) aufgrund einer Zwangsversteigerung oder

im Erbwege erfolgt.“

9. Der § 5 Abs. 2 lit. d lautet:
„d) anzunehmen ist, dass die Bewirtschaftung

durch einen Landwirt nicht gesichert ist;“

10. Im § 5 Abs. 2 wird in der lit. f der Punkt am
Ende durch einen Beistrich ersetzt und folgende
lit. g angefügt:
„g) eine Mitteilung nach § 4a Abs. 4 vorliegt,
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der Landwirt nachgewiesen hat, dass er zum
Rechtserwerb zum ortsüblichen Preis in der
Lage ist und sein Betrieb der Aufstockung
bedarf, sowie der Rechtserwerb zur Auf-
stockung des Betriebes geeignet ist.“

11. Im 2. Abschnitt entfällt der zweite Unter-
abschnitt.

12. Der § 10 Abs. 1 lit. a lautet:
„a) beim Rechtserwerb an einem land- oder

forstwirtschaftlichen Grundstück die Vor-
aussetzungen des § 5 erfüllt sind,“.

13. Im § 11 Abs. 1 lit. e entfällt die Wortfolge „die
Erklärung nach § 7 Abs. 2 oder die Genehmi-
gung nach § 8 Abs. 2 oder 3 nicht entgegen-
steht,“.

14. Der § 11 Abs. 1 lit. k lautet:
„k) des Eigentums an unbebauten landwirtschaft-

lichen Grundstücken bis zu einem Ausmaß
von höchstens 300 m2, sofern die für die
Teilung des Grundstückes nach dem Raum-
planungsgesetz erforderliche Bewilligung
erteilt worden ist.“

15. Der § 12 Abs. 1 lautet:
„(1) Der Rechtserwerber hat das Grundstück

entsprechend den gemäß Abs. 2 angeführten
Auflagen zu verwenden. Grundstücke, die zu
anderen als Ferienzwecken erworben wurden,
dürfen nur mit Genehmigung für Ferienzwecke
benützt werden. Der § 5 Abs. 3 gilt sinngemäß.
Der Antrag auf Genehmigung ist vor der Ände-
rung der Verwendung einzubringen.“

16. Im § 12 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „der Er-
klärung oder“.

17. Der § 12 Abs. 5 lautet:
„(5) Können Auflagen aus besonders be-

rücksichtigungswürdigen Umständen, die im
Zeitpunkt der Genehmigung des Rechtserwerbs
dem Rechtserwerber noch nicht bekannt waren,
nicht erfüllt werden, kann die Behörde von der
Verpflichtung zur Veräußerung gemäß Abs. 4
absehen. Ein solcher Umstand liegt bei land-
wirtschaftlichen Grundstücken insbesondere
dann vor, wenn kein Landwirt zur Bewirtschaf-
tung zu ortsüblichen Bedingungen bereit ist.“

18. Im § 12 wird der bisherige Abs. 5 als Abs. 6
bezeichnet. Im nunmehrigen Abs. 6 entfällt die
Wortfolge „oder ob von der Erklärung nicht
abgewichen wurde“.

19. Im § 13 Abs. 1 und 2 wird die Zahl „4“ jeweils

ersetzt durch die Zahl „5“.

20. Im § 13 Abs. 3 erster Satz wird die Wortfolge
„selbst eine Landwirtschaft betreibt“ durch die
Wortfolge „als Landwirt gemäß § 2 Abs. 3 lit. a
einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaf-
tet“ ersetzt.

21. Der § 13 Abs. 4 lautet:
„(4) Auf Antrag der Gemeindevertretung

kann die Zuständigkeit der Grundverkehrs-
Ortskommission (Abs. 3) mit Verordnung der
Landesregierung auf die Grundverkehrs-Lan-
deskommission übertragen werden, wenn es im
Interesse der Zweckmäßigkeit, Einfachheit und
Raschheit gelegen ist. Eine solche Verordnung
ist aufzuheben, sobald der Grund für ihre Erlas-
sung weggefallen ist.“

22. Im § 13 werden die bisherigen Abs. 4 und 5 als
Abs. 5 und 6 bezeichnet.

23. Dem § 14 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Dies gilt nicht im Falle der Übertragung der
Zuständigkeit nach § 13 Abs. 4.“

24. Im § 15 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „des Ver-
kehrs mit Baugrundstücken und“.

25. Im § 15 Abs. 5 werden die bisherigen drei
letzten Sätze durch folgende Sätze ersetzt:
„Der Vorsitzende stimmt nicht mit. Kein Bei-
sitzer darf sich der Stimme enthalten. Die Bei-
sitzer haben ihre Stimme in alphabetischer Rei-
henfolge abzugeben. Ein Antrag gilt als ange-
nommen, wenn die Mehrheit der abgegebenen
Stimmen auf ihn fällt. Bei Stimmengleichheit
ist auch der Vorsitzende verpflichtet, seine
Stimme abzugeben. In diesem Fall gibt seine
Stimme den Ausschlag.“

26. Im § 15 Abs. 7 wird nach der Wortfolge „Sie
haben“ die Wortfolge „den Namen des Vorsit-
zenden und“ eingefügt.

27. Im § 17 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „oder die
Erklärung abgegeben“.

28. Im § 18 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „oder ob
ein Erwerb gemäß § 7 zulässig ist“.

29. Im § 18 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „oder
einer Erklärung gemäß § 7“.

30. Im § 18 Abs. 3 wird die Wortfolge „Genehmi-
gungs- oder Erklärungsbedürftigkeit“ durch das
Wort „Genehmigungsbedürftigkeit“ ersetzt.
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31. Der § 20 lautet:

„§ 20
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die in den §§ 4a Abs. 3, 13 Abs. 4, 14
Abs. 2 und § 19 geregelten Aufgaben der Ge-
meinde sind solche des eigenen Wirkungsberei-
ches der Gemeinde.“

32. Im § 21 Abs. 1 entfällt im ersten Satz die Wort-
folge „oder mit der Erklärung gemäß § 7“ und
im letzten Satz die Wortfolge „oder eine Erklä-
rung gemäß § 7 abzugeben“.

33. Der § 21 Abs. 3 lautet:
„(3) Der Beschluss über die Erteilung des

Zuschlages ist auszufertigen und zu verlaut-
baren, wenn
a) die Behörde feststellt, dass der Rechts-

erwerb durch den Meistbietenden keiner
Genehmigung bedarf,

b) die Behörde die Genehmigung erteilt oder
c) dem Exekutionsgericht innerhalb von vier

Monaten nach dem Einlangen des Antrages
(Abs. 1) bei der zuständigen Behörde ein
erstinstanzlicher Bescheid nicht zukommt.“

34. Im § 21 Abs. 5 entfallen die Wortfolgen „oder
eine Erklärung“ und „bzw. abgegeben“.

35. Im § 22 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „erster
Halbsatz“.

36. Der § 22 Abs. 3 lautet:
„(3) Als Bieter dürfen nur Personen zuge-

lassen werden, die
a) die rechtskräftige Genehmigung oder
b) einen rechtskräftigen Bescheid oder eine

Bestätigung (Negativbescheinigung) der Be-
hörde, woraus sich ergibt, dass der Rechts-
erwerb keiner Genehmigung bedarf,

vorweisen.“

37. Im § 22 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „sowie
eine Erklärung gemäß § 7“.

38. Im § 22 Abs. 5 entfällt die Wortfolge „bzw.
keine Erklärung gemäß § 7 abgegeben“.

39. Im § 22 Abs. 7 entfallen die Wortfolgen „oder
eine Erklärung nach § 21 Abs. 1“ und „bzw.
abgegeben“.

40. Im § 23 entfällt in der Überschrift die Wort-
folge „und Übernahmsanträgen“.

41. Im § 23 Abs. 1 entfallen die Wortfolgen „und
vor der Entscheidung über einen Übernahms-
antrag“, „bzw. Übernehmer“ und die Wortfolge
„oder eine Erklärung gemäß § 7 abzugeben“.

42. Der § 23 Abs. 2 lautet:
„(2) Das Exekutionsgericht hat das Überbot

dem weiteren Verfahren zugrunde zu legen,
wenn
a) die Behörde feststellt, dass die Übertragung

des Eigentums an den Überbieter keiner
Genehmigung bedarf,

b) die Behörde die Genehmigung erteilt oder
c) dem Exekutionsgericht innerhalb von vier

Monaten nach dem Einlangen des Antrages
(Abs. 1) bei der zuständigen Behörde ein
erstinstanzlicher Bescheid nicht zukommt.“

43. Im § 23 Abs. 4 entfallen die Wortfolgen „oder
eine Erklärung“ und „bzw. den Übernahms-
antrag abzuweisen“.

44. Im § 26 Abs. 2 wird die Wortfolge „Genehmi-
gungs- oder Erklärungsbedürftigkeit“ durch das
Wort „Genehmigungsbedürftigkeit“ ersetzt.

45. Im § 29 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „oder Er-
klärung“.

46. Im § 29 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „oder die
Erklärung gemäß § 7 abgegeben“.

47. Der § 30 lautet:

„§ 30
Zulässigkeit der Grundbucheintragung

(1) Rechte an einem Grundstück dürfen im
Grundbuch nur eingetragen werden, wenn dem
Grundbuchsgesuch beigeschlossen ist:
a) die rechtskräftige Genehmigung oder ein

Vermerk gemäß § 17 Abs. 4 oder
b) ein rechtskräftiger Bescheid oder eine Be-

stätigung (Negativbescheinigung) der Be-
hörde, woraus sich ergibt, dass der Rechts-
erwerb keiner Genehmigung bedarf.
(2) Der Abs. 1 gilt nicht, wenn

a) dem Grundbuchsgesuch eine Bestätigung
der Gemeinde, dass der Rechtserwerb an
einem Baugrundstück erfolgt (Baugrund-
stückbestätigung), und eine Bestätigung über
die österreichische Staatsangehörigkeit des
Erwerbers beigeschlossen sind;

b) dem Grundbuchsgesuch eine Baugrundstück-
bestätigung der Gemeinde beigeschlossen ist
und das Gericht mit Sicherheit annehmen
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kann, dass der Rechtserwerb nicht in den
Anwendungsbereich der Regelungen über
den Grunderwerb durch Ausländer fällt;

c) das Gericht mit Sicherheit annehmen kann,
dass ein Ausnahmetatbestand gemäß § 11
Abs. 1 vorliegt;

d) sich die Verbücherung auf einen rechtskräf-
tigen Zuschlag oder einen rechtskräftigen
Beschluss über die Annahme des Überbotes
stützt oder

e) der Verbücherung eine Einantwortungs-
urkunde oder Amtsbestätigung gemäß § 178
des Außerstreitgesetzes zugrunde liegt, in
denen festgehalten ist, dass der Erbe bzw.
der Vermächtnisnehmer zum Kreis der ge-
setzlichen Erben gehört.“

48. Im § 31 Abs. 1 entfallen die Wortfolgen „oder
Erklärung“, „oder einer Erklärung“ und „oder
weil die Erklärung gemäß § 7 unrichtig war“.

49. Im § 31 Abs. 2 lit. a entfällt die Wortfolge
„oder Erklärung“.

50. Im § 31 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „oder die
Erklärung“.

51. Im § 31 Abs. 4 entfällt im ersten Satz die Wort-
folge „oder Erklärung“ sowie der letzte Satz.

52. Im § 32 Abs. 1 entfallen die Wortfolgen „oder
Erklärung gemäß § 7“ und „bzw. die Abgabe
der Erklärung“.

53. Die Überschrift des 6. Abschnittes lautet:

„6. Abschnitt
Strafen, Schlussbestimmungen“

54. Im § 34 Abs. 1 lit. b wird der Ausdruck „§ 12
Abs. 5“ durch den Ausdruck „§ 12 Abs. 6“ er-
setzt.

55. Im § 34 Abs. 1 lit. g entfällt die Wortfolge
„oder Erklärung gemäß § 7“.

56. Im § 34 Abs. 1 letzter Satz entfällt die Wort-
folge „bzw. der Abgabe der Erklärung gemäß
§ 7“.

57. Im § 35 wird der bisherige Text als Abs. 1
bezeichnet und folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Gesetzes über eine Änderung des Grundver-
kehrsgesetzes, LGBl.Nr. 28/2004, eingeleiteten
und in erster Instanz bereits abgeschlossenen
grundverkehrsbehördlichen Verfahren, die den
Verkehr mit land- oder forstwirtschaftlichen
Grundstücken oder den Ausländergrundverkehr
betreffen, sind nach den bisher geltenden Vor-
schriften zu beenden.“

58. Der § 36 lautet:

„§ 36
Inkrafttreten

Das Gesetz über eine Änderung des Grund-
verkehrsgesetzes, LGBl.Nr. 28/2004, tritt an
dem auf die Kundmachung folgenden Monats-
ersten in Kraft.“

Der Landtagspräsident:

M a n f r e d  D ö r l e r

Der Landeshauptmann:

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r


